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Landgericht Kassel 
 
Aktenzeichen: 11 O 1331/22 
 
Es wird gebeten, bei allen Eingaben das 
vorstehende Aktenzeichen anzugeben 

 

  
  

 

 
I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  

U r t e i l 
 
 
In dem Rechtsstreit 
 
Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e.V., gesetzlich vertreten durch den 

 
                                         Kläger 
 
Prozessbevollmächtigte:  

 
gegen 
 
Mönchshofer AG, vertreten durch den 

                                         Beklagte 
 
Prozessbevollmächtigte:  

  
 
hat das Landgericht Kassel – 1. Kammer für Handelssachen – durch die Vorsitzende 
Richterin am Landgericht ohne (erneute) mündlichen Verhandlung  
am 06.04.2023 

für Recht erkannt: 

Beglaubigte Abschrift
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1. Der Beklagten wird untersagt, einen Verbraucher ohne dessen vorherige 

ausdrückliche Einwilligung unter dem privaten Telefonanschluss des 

Verbrauchers anzurufen, um diesem den kostenpflichtigen Bezug von 

Nahrungsergänzungsmitteln anzudienen. 

 

2. Der Beklagten wird weiter untersagt, Nahrungsergänzungsmittel unter der 

Bezeichnung „Original GELENK KRAFT“ an Verbraucher zu vertreiben, 

wie konkret geschehen mit der Produktverpackung nach Anlage K5. 
 

 
 



Seite 3/11

 
 

3. Der Beklagten wird weiter untersagt, gegenüber Verbrauchern im 

Zusammenhang mit der Vermarktung von Gelenkkapseln zu behaupten, 

mit diesen Kapseln könne der Verbraucher auf natürliche Art seine 

Gelenkgesundheit für mehr Mobilität im Alltag unterstützen, wie geschehen 

nach Anlage K3, Seite 1, wenn die Gelenkkapseln die Inhaltsstoffe Zink, 

Vitamin E und Mangan in isolierter Form als Zink-Gluconat, D-alpha 

Tocopherol und Mangangluconat aufweisen. 
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4. Der Beklagten wird weiter untersagt, gegenüber Verbrauchern im 

Zusammenhang mit der Vermarktung des Nahrungsergänzungsmittels 

nach Tenor Ziffer 2. im Internet zu behaupten, das 

Nahrungsergänzungsmittel beruhe auf einer überlieferten Mönchstradition 

bzw. auf einer Rezeptur von Mönchen, wobei die Beklagte auf diese 

Erkenntnisse anlässlich einer Reise nach Irland vor einigen Jahren 

gestoßen sei, wie ersichtlich aus den Screensshots nach Anlage K7, wenn 

diese Darstellung nicht der Wahrheit entspricht. 
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5. Der Beklagten wird für jeden Fall der schuldhaften Zuwiderhandlung gegen 

die in Ziffern 1. bis 4. genannten Unterlassungspflichten ein Ordnungsgeld 

bis zu 250.000,00 € (ersatzweise Ordnungshaft bis zu 6 Wochen) oder 

Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, zu vollstrecken am Vorstand der 

Beklagten, angedroht. 

 

6. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 243,51 € zzgl. Zinsen in Höhe 

von 5 Prozentpunkten über Basiszinssatz hieraus seit dem 16.08.2022 zu 

zahlen. 

 
7. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

 
8. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

 
 

Tatbestand: 
 

Der Kläger, eine qualifizierte Einrichtung im Sinne von § 8 Abs. 3 Nr. 3 UWG, hat 

eingehend am 02.08.2022 Klage auf Unterlassung und Abmahnkostenersatz gegen 

die Beklagte, ein in der Schweiz ansässiges Unternehmen eingereicht. 
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Die Klage ist den Prozessbevollmächtigten der Beklagten am 15.08.2022 

ordnungsgemäß zugestellt worden.  

 

Am 27.02.2023 hat eine mündliche Verhandlung stattgefunden, in der der Kläger, der 

die entsprechenden Anlagen K5, K 3 und K 7, die aus dem Tenor ersichtlich sind, mit 

der Klageschrift eingereicht hat, beantragt hat: 

 

I.  Der Beklagten wird untersagt, einen Verbraucher ohne dessen vorherige 

ausdrückliche Einwilligung unter dem privaten Telefonanschluss des 

Verbrauchers anzurufen, um diesem den kostenpflichtigen Bezug von 

Nahrungsergänzungsmitteln anzudienen. 

 

II. Der Beklagten wird weiter untersagt, Nahrungsergänzungsmittel unter der 

Bezeichnung „Original GELENK KRAFT“ an Verbraucher zu vertreiben, wie 

konkret geschehen mit der Produktverpackung nach Anlage K5. 

 

III. Der Beklagten wird weiter untersagt, gegenüber Verbrauchern im 

Zusammenhang mit der Vermarktung von Gelenkkapseln zu behaupten, mit 

diesen Kapseln könne der Verbraucher auf natürliche Art seine Gelenk-

gesundheit für mehr Mobilität im Alltag unterstützen, wie geschehen nach Anlage 

K3, Seite 1, wenn die Gelenkkapseln die Inhaltsstoffe Zink, Vitamin E und 

Mangan in isolierter Form als Zink-Gluconat, D-alpha Tocopherol und 

Mangangluconat aufweisen. 

 
IV. Der Beklagten wird weiter untersagt, gegenüber Verbrauchern im Zusammen-

hang mit der Vermarktung des Nahrungsergänzungsmittels nach Unterlassungs-

antrag Ziffer II. im Internet zu behaupten, das Nahrungsergänzungsmittel beruhe 

auf einer überlieferten Mönchstradition bzw. auf einer Rezeptur von Mönchen, 

wobei die Beklagte auf diese Erkenntnisse anlässlich einer Reise nach Irland vor 

einigen Jahren gestoßen sei, wie ersichtlich aus den Screenss nach Anlage K7, 

wenn diese Darstellung nicht der Wahrheit entspricht. 

 
V. Der Beklagten wird für jeden Fall der schuldhaften Zuwiderhandlung gegen die in 

Ziffern I. bis IV. genannten Unterlassungspflichten ein Ordnungsgeld bis zu 

250.000,00 € (ersatzweise Ordnungshaft bis zu 6 Wochen) oder Ordnungshaft 

bis zu 6 Monaten, zu vollstrecken am Vorstand der Beklagten, angedroht. 
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VI. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 243,51 € zzgl. Zinsen i.H.v. 5 Prozent-

punkten über Basiszinssatz hieraus seit Rechtshängigkeit zu bezahlen. 

 

Hilfsweise zu dem Antrag Ziff. II. hat der Kläger den Antrag Ziff. II. mit der Maßgabe 

gestellt, dass dieser primär auf einen Verstoß gegen die HCVO (Bezeichnung 

Original Gelenk Kraft) und erst in zweiter Linie auf eine Irreführung über die Identität 

des Lebensmittels (Umverpackung) gestützt wird. 

 

Die Beklagte hat in der mündlichen Verhandlung beantragt, 

 

die Klage im Haupt- und Hilfsantrag abzuweisen. 

 

Durch Beschluss in der mündlichen Verhandlung vom 27.03.2023 ist Verkündungs-

termin auf den 27.03.2023, 11:00 Uhr, anberaumt worden. Die Sitzung ist sodann um 

10:26 Uhr geschlossen worden. 

 

Mit Schriftsatz vom 27.03.2023, eingegangen am selben Tag, hat die Beklagte  

 

die Klage anerkannt. 

 

Die Parteien sind mit Verfügung vom 28.03.2023 darauf hingewiesen worden, dass 

der Erlass eines Anerkenntnisurteils ohne mündliche Verhandlung beabsichtigt ist. 

Sie haben binnen der gesetzten Frist zur Stellungnahme keine Bedenken geltend 

gemacht.    

 

Entscheidungsgründe: 
 

A.) Der Klage ist in den Hauptanträgen durch Anerkenntnisurteil stattzugeben. Die 

Voraussetzungen für den Erlass eines Anerkenntnisurteils liegen vor.  

 

Das Gericht prüft bei einem Anerkenntnis außer der Wirksamkeit des Anerkennt-

nisses nur die unverzichtbaren Prozessvoraussetzungen (BGH, NJW-RR 2010, 275, 

276 Rdn. 15; NJW-RR 2014, 1358 Rdn. 7), da eine Rüge der verzichtbaren durch 

das Anerkenntnis ausgeschlossen ist. Die unverzichtbaren Prozessvoraussetzungen 



Seite 11/11

liegen vor, insbesondere ist die von Amts wegen zu prüfende internationale 

Zuständigkeit des angerufenen deutschen Gerichts ist gemäß Art. 5 Nr. 3 LugÜ 

gegeben. Nach § 5 Nr. 3 LugÜ kann eine Person, die ihren Sitz in dem Hoheitsgebiet 

eines anderen Staates hat, wegen einer unerlaubten Handlung, zu der auch 

Wettbewerbsverletzungen gehören, an dem Ort verklagt werden, an dem das 

schädigende Ereignis eingetreten ist. Der Telefonanruf erfolgte am im Wohnsitz der 

Verbraucherin in Niestetal. Dort ist auch die beanstandete Website bestimmungs-

gemäß abrufbar. Der Erfolgsort einer mittels Internet begangenen Wettbewerbs-

verletzung liegt dort, wo sich der Internetauftritt bestimmungsgemäß auswirkt (BGH 

GRUR 2014, 601, 603 Rdn. 26 – englischsprachige Pressemitteilung; GRUR 2015; 

Spätgens/Danckwerts in: Gloy/Loschelder/Danckwerts, Wettbewerbsrecht, 5. Aufl. 

2019, § 85 Rdn. 66). Die örtliche und sachliche Zuständigkeit sind gemäß § 14 Abs. 

1, Abs. 2 UWG ebenfalls gegeben. 

 

Ein wirksames Anerkenntnis liegt vor. Dieses konnte auch noch nach Schluss der 

mündlichen Verhandlung wirksam erfolgen, solange das Urteil noch nicht verkündet 

war (vgl. BGH NJW-RR 2014, 1358 Rdn. 8). 

 

Der geltend gemachte Anspruch ist auch – was ebenfalls zu prüfen ist (vgl. BGH 

NJW-RR 2014, 1358, 1359 Rdn. 14) – zulässig, insbesondere nicht verboten, 

sittenwidrig oder unmöglich. Namentlich steht der Androhung des Ordnungsgeldes 

nach § 890 ZPO nicht entgegen, dass die Beklagte ihren Sitz im Ausland hat. In 

dieser Androhung liegt kein unzulässiger Übergriff in ausländische Hoheitsgewalt 

(vgl. BGH GRUR 1971, 153, 155 – Tampax; OLG München K&R 2006, 585, 588). 

Die Durchsetzbarkeit ist eine Frage der Vollstreckung. Unmöglich ist sie zumindest 

nicht.  

 

B.) Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 91, 708 Ziff. 1 ZPO. 

 

 

Vorsitzende Richterin am Landgericht. 



 

 
Beglaubigt 
Kassel, 11.04.2023 
 
 
 

u mtin der Geschäftsstelle 




